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Zufall oder Menetekel? Die rassisti-
schen Krawalle im sächsischen Hei-
denau am 21. August fielen auf eben-
jenes Datum, an dem im Jahr 1992 die 
Tage rechten Terrors in Rostock-Lich- 
tenhagen begannen. Zwei Tage lang 
brach sich in Heidenau jene rechte Ag-
gression gegenüber Polizisten Bahn, 
die eigentlich auf die in einem ehe-
maligen Baumarkt untergebrachten 
Flüchtlinge zielte. Ein Video, das die 
Täter selbst gefertigt und für kurze Zeit 
im Internet veröffentlicht hatten, zeigt 
rechte Wutbürger, Hooligans und or-
ganisierte Neonazis bei der Ausübung 
entgrenzter Gewalt. Unter dem Ruf 
„Wir sind das Volk“ warfen sie Steine 
und Flaschen, entzündeten Molotow-
cocktails und verwüsteten einen gan-
zen Straßenzug vor der provisorischen 
Flüchtlingsunterkunft. In dem Film 
sieht man zudem eine taktisch völlig 
überforderte Polizei in heilloser Flucht 
vor den rechten Gewalttätern. 

Doch Heidenau ist nur ein Ort von 
vielen, in denen zuletzt fremdenfeind-
liche Aufmärsche, Kundgebungen und 
Gewalttaten gegen Flüchtlinge statt-
fanden. Auch in Brandenburg, Thü-
ringen, Nordrhein-Westfalen und Ba-
den-Württemberg brannten geplante 
oder gar bereits bewohnte Flüchtlings-
unterkünfte.1 Heidenau markiert zu-
gleich einen Wendepunkt in der aktu-
ellen Debatte über die Aufnahme von 
Flüchtlingen: Gerade wegen der Häu-
fung menschenverachtender Gewalt 
gegenüber Schutzsuchenden, für die 

1	 Die Amadeu Antonio Stiftung listet fortlau-
fend fremdenfeindliche Übergriffe auf: www.
mut-gegen-rechte-gewalt.de/service/chronik-
vorfaelle.

der sächsische Ort exemplarisch steht, 
erlebt die Bundesrepublik derzeit eine 
ungeahnte Welle der Hilfsbereitschaft: 
Nachdem die Mängel der Dublin-Ver-
ordnung2 nun angesichts der zahl-
reichen über Ungarn ankommenden 
Kriegsflüchtlinge aus Syrien jedem of-
fenbar wurden und Budapest die Men-
schen anfangs durchreisen ließ, hießen 
vielerorts unzählige Bundesbürger die 
Hilfesuchenden willkommen. 

Die neue Hilfsbereitschaft darf je-
doch nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die Gewalttäter von Heidenau, 
Nauen und Rottenburg ebenfalls nach 
wie vor über stille wie offene Zustim-
mung und gewalttätige Nachahmer 
verfügen. Eine nachhaltige Diskus-
sion über die Ursachen rechter Gewalt 
und sinnvolle Gegenmaßnahmen ist 
daher längst überfällig. In Politik und 
Medien hob kurz nach den Ausschrei-
tungen in Heidenau denn auch bereits 
ein veritabler Streit darüber an, ob die 
Häufung rassistischer Gewalt in Ost-
deutschland exemplarisch für das ge-
sellschaftliche Klima dort stehe. Dabei 
müssten besonders zwei Phänomene in 
den Blick genommen werden: erstens 
das Erbe des braunen Jahrzehnts der 
Nachwendejahre im Osten und zwei-
tens die unterschiedlichen Strategien 
der neuen Bundesländer im Umgang 
mit dem Rechtsextremismus.

Doch leider dominierten in der De-
batte alte Ost-West-Gegensätze. Wäh-
rend die einen das Erbe der DDR für 
den ostdeutschen Rassismus verant-

2	 Demnach dürfen Asylbewerber das europäi-
sche Land nicht verlassen, in das sie zuerst 
eingereist sind, und müssen dort ihren Asylan-
trag stellen. 

David Begrich

»Wir sind das Pack«: 
Von Hoyerswerda nach Heidenau
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neuen Ländern eine Spur neonazisti-
scher Gewalt, deren Ausmaße im allge-
meinen zeitgeschichtlichen Gedächt-
nis kaum angemessen präsent sind.

Wenn jetzt der Eindruck entsteht, 
in Teilen Ostdeutschlands sei man in 
Bezug auf rechte Gewalt in eine Zeit-
schleife der 1990er Jahre geraten, so 
geschieht das nicht ohne Grund. Denn 
den Ereignissen von Heidenau im 
Spätsommer 2015 ging seit 2012 eine 
ganze Reihe von rassistischen Mobili-
sierungen voraus, deren Schwerpunkt 
im Osten lag. Erinnert sei nur an die 
wochenlangen sogenannten Lichtle-
läufe in Schneeberg, die von der loka-
len NPD initiiert wurden und in der  
Region auf breite Zustimmung stießen. 

Ost- und Westdeutschland unter-
scheiden sich hinsichtlich der Reprä-
sentationsformen des Rechtsextremis- 
mus in zweierlei Hinsicht. Erstens sind 
im Osten die Strukturen neonazisti-
scher Gruppen und rechter Parteien 
tiefer in Politik und Gesellschaft ver-
ankert. Und zudem ist zweitens die 
Präsenz rechter Politik- und Identitäts-
angebote im Osten in einem erschre-
ckenden Maße normal: Dort wird eine 
soziale Praxis rechter Ideologie gar 
nicht mehr als solche erkannt, sondern 
gilt als legitimer Teil von Meinungsbil-
dung und Lebensgestaltung. 

Seit Mitte der 1990er Jahre entwi-
ckelten sich in Ostdeutschland stabi-
le und sich bis heute reproduzierende 
rechte Milieus, die die Proteste gegen 
Flüchtlinge und Asylbewerber tra-
gen. Es ist eine bittere Wahrheit, dass 
die Fundamente für den heutigen Ras-
sismus und Rechtsextremismus von 
der „Generation Hoyerswerda“ ge-
legt wurden. Wer vor mehr als zwan-
zig Jahren vor den Asylbewerberhei-
men randalierte und Migranten an-
griff, teilt die kollektive biographische 
Erfahrung, seinen rassistischen Auf-
fassungen mittels Gewalt nicht nur Ge-
hör verschafft, sondern vielerorts auch 
zum Durchbruch verholfen zu haben. 
Skepsis und Ablehnung gegenüber 
den Regularien und Instituten der De-

wortlich machten, wurde von den ost-
deutschen Ministerpräsidenten Stanis-
law Tillich (Sachsen), Dietmar Woid-
ke (Brandenburg) und Bodo Ramelow 
(Thüringen) bereits die Frage nach re-
gionalspezifischen Gründen für rassis-
tische Gewalt empört als ungerecht-
fertigte Stigmatisierung des Ostens 
durch Teile der westdeutschen Medien 
zurückgewiesen.3 Parteiübergreifend 
ließen die Ministerpräsidenten wis-
sen, es mache keinen Sinn, in der De-
batte über rassistische Gewalt nach der 
Himmelsrichtung zu schauen. 

Unstrittig ist, dass die Berichterstat-
tung über Rechtsextremismus in Ost-
deutschland zeitweise mit Klischees 
über Plattenbauten, Glatzköpfe und 
Arbeitslosigkeit operiert. Doch soll-
te der Verweis auf Brandanschläge 
und rechte Gewalt in Westdeutschland 
nicht zur Entlastung dienen. Vielmehr 
stehen die Ostdeutschen in der Verant-
wortung, selbstkritisch der Frage nach-
zugehen, weshalb gerade dort Rechts-
extremismus und Rassismus eine höhe-
re gesellschaftliche Resonanz erzielen 
als im Westen. Die Zahl rassistischer 
Gewaltstraftaten liegt hier weit hö-
her, die Verankerung neonazistischer 
Strukturen ist stärker und die Zustim-
mungsbereitschaft von Teilen der Be-
völkerung zu fremdenfeindlichen Vor-
urteilen größer als im Westen.4

Die »Generation Hoyerswerda«  
und das braune Jahrzehnt 

Statt die vorgebliche Stigmatisierung 
zu beklagen, wäre also, erstens, eine 
kritische Aufarbeitung des braunen 
Jahrzehnts in Ostdeutschland zwi-
schen 1990 und 2000 dringend gebo-
ten. Durch diese Jahre zog sich in den 

3	 Vgl. „Welt am Sonntag“, 2.9.2015.
4	 Vgl. z. B. DeutschlandTrend im „ARD-Mor-

genmagazin“: Flüchtlinge nicht als Bedro-
hung empfunden, 11.9.2015, www.tagesschau.
de: Während in den alten Bundesländern 36 
Prozent der Bürger die Zuwanderung „als Be-
drohung empfinden“, gaben dies 43 Prozent 
der ostdeutschen Befragten an. 
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mokratie haben in dieser Generation 
zugenommen.5 

All dies bleibt nicht ohne Folgen. 
Zwar sind die heute gut Vierzigjähri-
gen nicht mehr als Gewaltakteure ak-
tiv. Aber als Eltern geben sie Einstel-
lungen und Haltungen an jene Gene-
ration weiter, die nun auf der Straße 
handelt. Um die tieferliegenden Zu-
sammenhänge zwischen den Formen 
rassistischer Mobilisierung damals 
und heute zu erschließen, muss man 
der breiten Spur des Rassismus und 
des ostdeutschen Wunsches nach eth-
nisch-kultureller Homogenität folgen, 
die von Hoyerswerda 1991 nach Heide-
nau 2015 führt. 

Tradition der Verharmlosung

Offenkundig unterscheiden sich die 
neuen Länder aber, zweitens, mit Blick 
auf die Stärke des jeweiligen rechten 
Milieus. So lässt es sich nicht leugnen, 
dass sich die erfolgreichen rassisti-
schen Mobilisierungen ganz erheblich 
auf Sachsen konzentrieren. 

Das wurzelt in der spezifischen poli-
tischen Kultur dieses Bundeslandes 
und des dortigen seit mehr als zwanzig 
Jahren andauernden verharmlosenden 
Umgangs mit Rechtsextremismus und 
Rassismus. Zwar waren die Ausgangs-
bedingungen für die Entstehung eines 
rechtsextremen Milieus zunächst in 
allen ostdeutschen Ländern insofern 
gleich, als es am Ende der DDR über-
all offen auftretende Neonazis gab. 
Doch ab Mitte der 1990er Jahre ging 
die Entwicklung im Osten auseinan-
der. Das Land Brandenburg etwa stell-
te sich nach leidvollen Erfahrungen mit 
rechter Gewalt der Einsicht, dass die 
Bekämpfung des Rechtsextremismus 
nicht allein Aufgabe der Sicherheitsbe-
hörden bleiben könne, und hat daher 
nach Wegen gesucht, die Zivilgesell-
schaft zu stärken. 

5	 Vgl. Andreas Zick und Anna Klein (Hg.), Fra-
gile Mitte, feindliche Zustände, Bonn 2014.

In Sachsen jedoch geschah genau das 
Gegenteil. Seit den Zeiten von Mi-
nisterpräsident „König“ Kurt Bieden-
kopf, der die Sachsen für „immun“ 
gegenüber Rechtsextremismus hielt, 
entstand eine regionale Tradition der 
Verharmlosung durch die rechtskon-
servativen politischen Mehrheiten im 
Land. In diesem Umfeld etablierte sich 
die NPD über einen Zeitraum von zehn 
Jahren als kommunalpolitische Kraft. 
Von dieser Verankerung profitieren die 
Partei und ihr neonazistisches Umfeld 
auch nach dem Ende der NPD-Frak-
tion im Dresdner Landtag. Nun sind es 
die Kommunalpolitiker der Partei, die 
sich vor Ort als Organisatoren des ras-
sistischen Protests betätigen – bei den 
letzten Kommunalwahlen in Sachsen 
erzielten die Rechtsextremen insge-
samt 100 Sitze auf Stadt- und Gemein-
deebene, in den Landkreisen sowie in 
den kreisfreien Städten.6

Soziale Medien und rechte Gewalt 

So berechtigt die Kritik an der poli-
tischen Kultur Sachsens im Umgang 
mit Rechtsextremismus ist, so unan-
gebracht ist der zuweilen arrogante 
Ton, in dem über das angeblich fortbe-
stehende Dresdner „Tal der Ahnungs-
losen“ gesprochen wird. Was in Sach-
sen als üble Melange aus autoritärem 
Staat, schwacher demokratischer Kul-
tur und Rassismus von unten wirksam 
ist, lässt sich andernorts ebenso an-
treffen. Wer die Zustände in Sachsen 
mit dem Ruf nach einem „Säxit“7 be-
antwortet sehen möchte, möge beden-
ken, dass in der gegenwärtigen Phase 
einer Wiederkehr rassistischer Dis-
kurse keine Region vor rechten Aktivi-
täten gefeit ist. In einer Zeit täglicher 
Meldungen über rassistische Brand-

6	 Vgl. Kommunalwahl Sachsen: NPD kommt mit 
einem blauen Auge davon, 28.5.2014, www.
endstation-rechts.de.

7	 Vgl. Stefan Schirmer, Dann geht doch: Hass, 
Extremismus und Abschottung in Sachsen: 
Ist es Zeit für einen Säxit?, in: „Die Zeit“, 
20.8.2015.
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anschläge und Angriffe im gesamten 
Bundesgebiet stellt sich somit nicht 
nur die Frage nach den Gründen für 
die Herausbildung regionaler Schwer-
punkte. Vielmehr muss auch der Frage 
nachgegangen werden, welche Me-
chanismen rassistische Mobilisierung 
generell befördern. Als Quelle solcher 
Mobilisierung hat nicht nur Bundes-
justizminister Heiko Maaß die sozialen 
Medien ausgemacht. Denn tatsächlich 
nahm mit der Ausbreitung von interak-
tiven Webformaten sogenannter Hate 
Speech im Internet rasant zu.8 Doch 
das darf nicht zu dem falschen Schluss 
verleiten, den die „Frankfurter Allge-
meine Zeitung“ unter Berufung auf Si-
cherheitsbehörden zog. Demnach wür-
den soziale Medien die klassischen 
Formen neonazistischer Vernetzung 
und Organisierung ersetzen.9

Tatsächlich zeigt die Vielzahl von 
Online-Agitationsformaten unter Ti-
teln wie „Nein zum Heim in …“ oder 
„… wehrt sich“, dass es für eine rassis-
tische Mobilisierung mehr bedarf als 
nur einen „Like“ auf Facebook: Denn 
die mobilisierende Wirkung bleibt aus, 
wenn hinter den Betreibern solcher 
Facebook-Seiten nicht reale neonazis-
tische oder andere rechte Akteure ste-
hen, die als organisatorisches Rückgrat 
und Sprecher rassistischen Protestes 
fungieren. Mag die Hetze im Netz auch 
hohe Wellen schlagen, so übersetzt sie 
sich doch nicht automatisch in Aufmär-
sche auf der Straße. 

Dafür braucht es neben jenen, die 
sich vor Ort als Initiatoren betätigen, 
auch eine Gelegenheit und einen An-
lass – und sei es nur ein auf Vorurteilen 
basierendes Gerücht –, der zum Kris-
tallisationspunkt rassistischer Proteste 
werden kann. Das Internet treibt rech-
te Diskurse und Mobilisierungen daher 
nicht an, sondern spiegelt nur, was sich 

8	 Vgl. Amadeu Antonio Stiftung (Hg.), Geh ster-
ben: Umgang mit Hate Speech und Kommen-
taren im Internet, Berlin 2015.

9	 Vgl. Ist rechtsextremistische Hetze im Netz 
schuld an den Anschlägen?, in: „Frankfurter 
Allgemeine Zeitung“, 2.9.2015.

unter jeweils regional spezifischen Be-
dingungen entwickelt.10

Weit wirkmächtiger für die Stim-
mung im Land sind hingegen Diskur-
se, in denen Flüchtlinge mit dem Be-
griff einer Krise assoziiert werden. Und 
in denen die Bilder von Zeltstädten mit 
mangelhafter hygienischer Ausstat-
tung diesen Eindruck verstärken – in 
einem Land, in dem für jedes Open-
Air-Rockfestival ausreichend Dusch-
container und Toiletten zur Verfügung 
stehen. Während die Bundeskanzle-
rin nach langem Schweigen nun mehr-
fach mit deutlichen Worten sowohl 
fremdenfeindliche Gewalttaten ver-
urteilt als auch das uneingeschränk-
te Recht auf politisches Asyl verteidigt 
hat, schürte der ehemalige Innenmi-
nister Hans-Peter Friedrich aus Bayern 
Ängste vor angeblich mit den Flücht-
lingen einreisenden IS-Terroristen. 

Die große Zahl der Willkommensin-
itiativen aber ist ein Hoffnungszeichen 
dafür, dass der rassistische Spuk der 
1990er Jahre nicht zurückkehren mö-
ge. Dies zu verhindern, ist Aufgabe der 
Zivilgesellschaft. Allerdings entbin-
det deren Engagement den Staat nicht 
von der Aufgabe, humanitäre Stan-
dards einzuhalten und entsprechend 
zu finanzieren. Wenig hilfreich ist es 
dabei, wenn Finanzminister Wolfgang 
Schäuble dafür allen Bundesressorts 
Einsparungen abverlangt und damit 
Einheimische gegen Flüchtlinge aus-
spielt. Angesichts steigender Steuer-
einnahmen wie auch niedriger Zinsen 
wären die Mehrausgaben ohne wei-
teres finanzierbar – dem steht nur die 
von Schäuble vehement eingeforder-
te schwarze Null entgegen. Die ehren-
amtlich in der Begleitung von Flücht-
lingen tätigen Initiativen leiden in Tei-
len Ostdeutschlands unter großem 
Druck von rechts. Ihren Mut und ihr 
Engagement gilt es zu stärken, ohne 
die Behörden aus ihrer fundamentalen 
Verantwortung zu entlassen.

10	Vgl. auch Stella Hindemith, Rechtsextreme 
Frauen: Verharmlost und verkannt, in: „Blät-
ter“, 10/2014, S. 33-36.
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